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Im ersten Halbjahr 2017 hatte Malta die Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union
inne. Für ein kleines Land wie Malta mit nur 420.000 Einwohnern war das eine besondere
politische, aber auch logistische Herausforderung. Dabei hatte sich Malta für seine Rats-
präsidentschaft folgende fünf Schwerpunkte gesetzt: Migration, Binnenmarkt, Sicherheit,
soziale  Inklusion  und europäische  Nachbarschaft.1 Als  Motto  der  Präsidentschaft  hatte
Malta „rEUnion“ gewählt,  wonach es darauf ankam, „die Verbindung mit den Bürgern
wiederherzustellen,  denn  die  jüngsten  politischen  Schwierigkeiten  haben  gezeigt,  wie
wenig die herrschende Machtelite mit den alltäglichen Sorgen der Menschen vertraut ist.“2

Im Bereich der (irregulären) Migration ging es Malta insbesondere um eine faire Vertei-
lung von Flüchtlingen. Im Jahr der anschwellenden Flüchtlingszahlen 2015 war bekannt-
lich die Verteilung von Flüchtlingen in der Europäischen Union sehr ungleich. Während
Staaten wie Ungarn, Schweden und Österreich auf deutlich über 1.000 Flüchtlinge pro
100.000 Einwohner kamen, war die entsprechende Zahl in Portugal, Rumänien, Slowakei
und  Kroatien  einstellig.  Malta  kam dabei  immerhin  auf  430  Flüchtlinge  pro  100.000
Einwohner.3 Die unter den EU-Staaten vereinbarte Verteilung von 160.000 in Griechen-
land und Italien gestrandeten Flüchtlingen auf andere EU-Staaten sollte forciert werden –
eine  dringliche  Aufgabe,  wenn man bedenkt,  dass  mit  Stichtag  10.  Mai  2017  gerade
einmal 18.119 Personen verteilt  worden sind.4 Schließlich wollte Malta den „European
External Investment Plan“, ein Vorschlag der Europäischen Kommission vom 14. Septem-
ber 2016, unterstützen.5 Demnach sollen vornehmlich in Form einer „Public-private part-
nership“ 44 Mrd. Euro mobilisiert werden, um den Nachbarstaaten in Afrika mit Investi-
tionen beizustehen und Menschen von der Flucht abzuhalten.

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem Binnenmarkt. Es ging unter anderem um die
Abschaffung  der  Roaming-Gebühren,  um die  digitale  Vernetzung  über  Ländergrenzen
hinweg voranzubringen. Am 15. Juni 2017 konnte dieses Ziel in der Europäischen Union
realisiert werden. Auch machte sich Malta für den Europäischen Fonds für strategisches
Investitionen (EFSI), auch „Juncker-Fonds“ genannt, stark.6 Wie im Vorschlag vom 26.
November 2016 sollte der EFSI gemäß den Vorgaben des Kommissionspräsidenten als
Motor  einer  Investitionsoffensive  in  Fällen  von  Marktversagen  eingesetzt  werden,  um
private Investitionen zu mobilisieren. Die Fondsmittel fließen in strategische Investitionen
in Schlüsselbereichen wie Infrastruktur, Bildung, Forschung und Innovation und dienen als

1 Vgl. die Internetseite der maltesischen Rats-Präsidentschaft, abrufbar unter:  https://www.eu2017.mt/de/
Pages/Startseite.aspx (letzter Zugriff: 13.6.2017).

2 Programm des maltesischen Vorsitzes im Rat der Europäischen Union (1. Januar – 30. Juni 2017), S. 5,
abrufbar unter: https://www.eu2017.mt/de/Documents/Programm_DE.pdf (letzter Zugriff: 12.7.2017).

3 BBC News: Migrant crisis: Migration to Europe explained in seven charts, 4.3.2016.
4 Faz.net: Kein EU-Land hält sich an die Quote, 10.5.2017.
5 European Commission: State of the Union 2016: European External Investment Plan, 14.9.2016.
6 Siehe ausführlich den Beitrag „Regionalpolitik“ in diesem Buch.
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Risikokapital für kleine Unternehmen. Schließlich wollte Malta dafür Sorge tragen, dass
die Energiesicherheit in Zeiten von Krisen gewährleistet würde.

Um die Sicherheit zu optimieren, sollten der Informations- und Datenaustausch („Inter-
operationability“) gefördert, die Finanzierung des Terrorismus unterbunden und die Regis-
trierung bei  Grenzübertritten  verbessert  werden.  Dazu beitragen  sollte  auch,  dass  sich
Malta  für  die  Stabilisierung der  europäischen Nachbarschaft  einsetzte.  Die  nordafrika-
nischen Staaten sollten gefestigt  und die Konflikte im Nahen Osten beigelegt  werden.
Malta, das bekanntlich zu den neutralen Staaten in der Europäischen Union gehört, sprach
sich für die Unterstützung der Ukraine aus, suchte aber auch die „cooperation with Russia
on issues of global and regional concern“7.

Um die soziale Inklusion zu fördern, wollte Malta die Beschäftigungsrate von Frauen
erhöhen. Die Insel kann hier für andere EU-Staaten durchaus beispielgebend sein. Waren
2006  lediglich  35,7  Prozent  der  Frauen  beschäftigt,  so  waren  es  2016  bereits  55,5
Prozent.8 Für eine stark katholisch geprägte Gesellschaft  wie die maltesische  ist  diese
Änderung in der Beschäftigungsstruktur bemerkenswert. Das betrifft auch das Vorhaben
der maltesischen Ratspräsidentschaft,  eine Ministerkonferenz  zu „LGBTIQ“ (lesbische,
schwule,  bisexuelle,  transsexuelle,  intersexuelle  sowie queere Menschen)  einzuberufen.
Die Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments Ulrike Lunacek lobte Malta für diese
Initiative,  jedoch fand die Konferenz während der  Ratspräsidentschaft  nicht  statt.9 Auf
Malta ist die Scheidung zwar erst  seit  2011 erlaubt,  doch im Bereich der  „LGBTIQ“-
Rechte ist Malta sehr liberal, seitdem Marie Louise Coleiro Preca von der Labour Party
am 4. April 2014 zur Präsidentin gewählt wurde. Bei den Parlamentswahlen am 3. Juni
2017 konnte sich die Labour Party von Ministerpräsident Joseph Muscat mit einem Stim-
menanteil von 55 Prozent gegenüber der Nationalistischen Partei durchsetzen, die 43,7
Prozent erhielt.

Malta, das wie Zypern zum Commonwealth gehört, hat nach der britischen Entschei-
dung, die Europäische Union zu verlassen, deutlich gemacht, dass es sich mehr der Euro-
päischen Union als Großbritannien verbunden fühlt. Wie Premierminister Joseph Muscat
wiederholt festgestellt hat, möchte Malta bei den Brexit-Verhandlungen zwar als „honest
broker“ auftreten, Großbritannien dürfe aber nicht erwarten, bessere Bedingungen aushan-
deln zu können, als sie während der EU-Mitgliedschaft galten.10 Bei diesem Thema seien
sich die 27 anderen Staaten so einig wie nie, hatte Muscat Anfang 2017 geäußert.
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